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Der Bundesminister der Fioanzen 

VI - Verm 1000 (A 5) - 72/51 


Bonn, den 3. Juli 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beti\: Anfrage Nr. 198 der Abgeordneten Strauß 
und Genossen - Nr. 2355 der Drucksachen - 
Auslieferung deutscher Wertpapiere 


Zu der Anfrage nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu Punkt 1) Nadi Auffassung der Bundesregierung entbehrt die 
Weisung der Besatzungsmächte an die Landeszentral- 
banken auf Auslieferung der Wertpapiere der Rechts- 
grundlage. Die durch das Militärregierungsgesetz Nr. 53 
begründete Ablieferungspflicht bezweckte nur eine 
Sicherstellung, hatte aber keinen Eigentumsübergang 
an den abgelieferccn Papicicu zui Folge. Das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 5 kann keine Anwendung finden, da 
es nur die deutsciien Vermögenswerte im Ausland 
enteignet, also sich nicht auf die in Deutsdiland bele- 
genen Rechte bezieht, wozu nach deutscher Auffassung 
auch die Rechte gehören, w^elche durch die in Deutsch- 
land aufbewahrten Wertpapiere verkörpert werden. 

Zu Punkt 2) Die Anwxisung zur Auslieferung der Wertpapiere 
erging durch die Alliierte Hohe Kommission bzw^ durch 
die von ihr bestimmten Dienststellen der Besatzungs- 
mächte. 

Zu Punkt 3) Der Wert der bei den Landeszentralbanken auf bewahrten 
ausländischen Wertpapiere deutscher Inhaber ist nicht 
bekannt. Er könnte nur durch zeitraubende Ermitt- 
lungen bei den Landeszentralbanken festgestcllt werden. 
Solche Ermittlungen würden indessen auch kein voll- 
ständiges Ergebnis zeitigen, da die Wertpapiere in der 
französischen Besatzungszone bei der Caisse Centrale 
des Titres Etrangers liegen und Angaben von dieser 
Stelle nicht zu erhalten sein dürften. Das trifft auch 
für Umfang und Wert der bisher abtransportierten 
Papiere zu. 


Drndt: Pct«r Utier. ßuiidorf-Sitfbnff 
illtU'Vtrtricb: Dr. Haut Hcftr. Andtrnadi« Brtita Strafit $0 
and Wiaibadt®. NittiidiMti I. 



Punkt 4) Die Bundesregierung hat nach Bekanntwerden der 
alliierten Maßnahmen sofort ein Gutachten eines mit 
der Materie besonders vertrauten juristischen Sachver- 
ständigen eingeholt und hat in einem Schreiben an die 
Alliierte Hohe Kommission gegen die Enteignung der 
Werte Einspruch erhoben. Sie hat die Alliierte Hohe 
Kommission unter Hinweis auf die rechtliche und 
politische Bedeutung der Angelegenheit gebeten, mit 
tunlichster Beschleunigung Sachverstandigen-Bespre- 
chungen anzuberaumen und die Wegschaffung und 
Auslieferung der Wertpapiere solange anzuhalten, bis 
über die von der Bundesregierung in ihrem Schreiben 
gestellten Anträge entschieden worden ist. 


Sdiäffer 



